
Kinder- und  
Jugendhilfe
Die Kinder- und Jugendhilfe steht unter Druck.  
Politikerinnen und Politiker sowie die kommunalen 
Spitzenverbände fordern Kürzungen.  
Die Kosten seien explodiert, das System  
nicht mehr finanzierbar.  
Dieses Papier erklärt, warum diese Argumente  
falsch sind und was wirklich auf dem Spiel steht. 
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Was ist Kinder- und Jugendhilfe – und wer braucht sie?
In Deutschland nutzen jährlich mehrere Millionen Kinder, Jugendliche und Familien die Strukturen 
und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Sie umfassen Angebote von der Kita, der Ganztagsbe-
treuung und der offenen Kinder- und Jugendarbeit über Jugendsozialarbeit, Beratung und ambulante 
Familienhilfen bis hin zur stationären Unterbringung von Kindern, die nicht sicher zu Hause aufwach-
sen können.

Durch das Grundgesetz ist der Staat zum Schutz von Kindern verpflichtet. Die Kinder- und Jugend-
hilfe ist daher kein Almosen, kein nettes Beiwerk. Sie ist das Versprechen unserer Gesellschaft, dass 
alle Kinder und Jugendlichen – unabhängig von ihrem familiären Hintergrund – die Unterstützung 
bekommen, die sie zum Aufwachsen brauchen.

Was soll gekürzt werden?
Hinter den Vorschlägen, die gerade diskutiert werden, verbergen sich massive Einschnitte in den 
Alltag von Kindern, Jugendlichen und Familien. Hier sind die gravierendsten:

Individuelle Hilfe nur als Ausnahme

Heute hat eine Familie, die Unterstützung braucht, einen gesetzlichen Anspruch auf eine auf sie 
zugeschnittene Hilfe. Nun sollen Angebote wie Kitas oder Jugendsozialarbeit diese individuelle Hilfe 
ersetzen. Nur in Ausnahmen soll ein Hilfeplan mit gezielten Hilfsangeboten erstellt werden. Doch be-
stehende Strukturen wie Kitas oder die Jugendsozialarbeit sind nicht in der Lage, diese zusätzlichen 
Aufgaben zu übernehmen und den konkreten Bedarf einer Familie zu decken. Eine Kita-Erzieherin ist 
keine ausgebildete Sozialarbeiterin. Sie kann eine Familie in der Krise nicht auffangen.

Junge Erwachsene sollen allein klarkommen

Junge Erwachsene in der stationären Jugendhilfe werden heute bis 21, in Ausnahmefällen bis 27 Jah-
re, von der Jugendhilfe begleitet, wenn sie es ohne Unterstützung nicht in ein selbständiges Leben 
schaffen (§41/41a SGB VIII). Dieser Anspruch soll drastisch eingeschränkt werden. Das würde für 
diese jungen Erwachsenen einen noch schwierigeren Start ins eigene Leben bedeuten. Bereits heute 
sind über 50.000 junge Menschen zwischen 18 und 25 wohnungslos. Wer den Übergang erschwert 
und die Nachbetreuung streicht, produziert mehr Wohnungslosigkeit, Arbeitslosigkeit, Gesundheits-
risiken und somit höhere Folgekosten, meist ein Leben lang.

Unbegleitete minderjährige Geflüchtete sollen schlechter gestellt werden

Minderjährige unbegleitete Geflüchtete werden in der Kinder- und Jugendhilfe ganz regulär in Wohn-
gruppen begleitet und betreut, um in einer für sie neuen Gesellschaft Fuß zu fassen und in ein selbst-
ständiges Leben zu starten. Diese Angebote sollen nun für diese jungen Menschen gekürzt werden. 
Sie sollen ab 16 Jahren in allgemeinen Gemeinschaftsunterkünften mit reduzierten Standards und 
ab 18 Jahren ohne jegliche Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Erwachsenenunterkünften un-
tergebracht werden. Das widerspricht der UN-Kinderrechtskonvention. Diese gilt, wie das SGB VIII, 
für alle jungen Menschen.
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Kinder- und Jugendhilfe soll nicht für alle Kinder zuständig sein

Eine Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder, ob mit oder ohne Behinde-
rung, würde Reibungsverluste verhindern und Folgekosten senken. Kurzfristig müsste in die Um-
stellung investiert werden, mittel- und langfristig würde sich dies finanziell aber lohnen. Für junge 
Menschen und ihre Familien brächte sie eine Versorgung aus einer Hand. Einige Bundesländer und 
die kommunalen Spitzenverbände lehnen dies jedoch ab. Im Referentenentwurf für das Kinder- und 
Jugendhilfestrukturreformgesetz (KJHSRG) des BMBFSFJ ist eine Länderöffnungsklausel vorgese-
hen – Bundesländer sollen entscheiden können, ob sie die Gesamtzuständigkeit einführen oder nicht. 
Damit entstünde ein Flickenteppich aus regional uneinheitlichen Lebensverhältnissen.

Die Angebote freier Träger sollen eingeschränkt werden

In der Kinder- und Jugendhilfe gibt es einen Vorrang der Angebote der Zivilgesellschaft (Subsidiarität). 
Das fördert die Vielfalt qualitativer Angebote vor Ort. Dies soll nach den Vorschlägen stärker auf die öf-
fentliche Hand verlagert werden. Doch einseitige Steuerung durch die Kommunen bedeutet im Zweifel 
einseitige Angebote und schränkt die Wahlfreiheit von Familien vor Ort erheblich ein. Viele Beispiele 
zeigen dagegen: Dort wo freie und öffentliche Träger kooperativ zusammenarbeiten, entstehen gute 
und auch bezahlbare Lösungen. Denn freie Träger sind meist flexibler darin, gezielte und passgenaue 
Angebote zu machen. Das zahlt sich auch finanziell aus.

Was schlagen wir stattdessen vor?
	Â   �Keine Kürzungen bei individuellen Rechtsansprüchen von Kindern, Jugendlichen und Familien. 

Wer Hilfe braucht, muss sie bekommen – zugeschnitten auf den Bedarf, nicht auf den Durch-
schnitt.

	Â   �Ursachenbekämpfung statt Symptombekämpfung. Wer die Ausgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe dauerhaft senken will, muss Kinderarmut bekämpfen, Gesundheitsversorgung verbessern 
und Gewaltprävention stärken.

	Â   �Eine ehrliche Debatte über die Finanzierung der Kinder- und Jugendhilfe unter Beteiligung der 
Betroffenen und der Fachleute.
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Häufige Argumente – und unsere Antworten

Kosten in der Kinder- und Jugendhilfe 

Die Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe sind zwischen 1993 und 2023 von  
16 auf 72 Milliarden Euro gestiegen. Das ist viel, doch es lohnt ein genauer Blick:

•	 Ausbau Kindertagesbetreuung von 10 auf 49 Milliarden Euro

•	 Hilfen zur Erziehung von 3 auf 17 Milliarden Euro

•	 alle anderen Arbeitsfelder von 3 auf 6 Milliarden Euro.

Der größte Ausgabenblock ist die Kindertagesbetreuung. Deutschland hat in den letzten Jahren 
massiv in Kitas investiert, weil Eltern einen gesetzlichen Anspruch auf einen Betreuungsplatz ha-
ben und weil Ganztagsbetreuung politisch gewollt war. Das war richtig.

Die Erziehungshilfen sind durch einen intensiveren Kinderschutz gestiegen, weil mehr Familien 
Unterstützung brauchen und weil der Staat gelernt hat, früher und ambulant zu helfen, statt erst dann 
einzugreifen, wenn Kinder aus der Familie herausgenommen werden müssen. Auch das war richtig.

Hinzu kommen steigende Personalkosten. Erzieherinnen und Sozialarbeiter verdienen heute 
mehr. Das ist kein Fehler, sondern es war längst überfällig.

Und schließlich: Zwischen 2006 und 2023 wurden mindestens 43 Prozent des nominalen Aus-
gabenanstiegs durch Inflation ausgeglichen. Fast die Hälfte des Anstiegs ist also kein Mehr an 
Leistungen, sondern Preisentwicklung.

Ausbau 
Kindertages-
betreuung

Hilfen zur 
Erziehung

alle anderen Arbeitsfelder 

ANTEILE AN DEN GESTIEGENEN KOSTEN IN 
DER KINDER- UND JUGENDHILFE, 1993-2023

70 %

25 %

6 %

„Das sind doch nur Vorschläge, noch ist nichts entschieden.“

Stimmt. Aber Vorschläge, die in einer Arbeitsgruppe von Bund, Ländern und Kommunen erarbeitet 
werden und hochrangig im Bundeskanzleramt koordiniert werden, können schnell Wirklichkeit wer-
den, vor allem dann, wenn niemand widerspricht. Einige Vorschläge haben es sogar schon in den 
neuen Gesetzentwurf zum SGB VIII geschafft (KJHSRG, März 2026). Ein zweites Reformgesetz soll 
im Herbst 2026 folgen. Genau deshalb ist jetzt der richtige Zeitpunkt, laut zu sein.

„Die Kosten sind explodiert. Irgendwo muss gespart werden.“

Ja, die Ausgaben sind gestiegen. Aber warum? 
Weil Deutschland in den letzten Jahren mehr Ki-
tas gebaut, den Kinderschutz verbessert, mehr 
ambulante statt stationäre Hilfen angeboten und 
geflüchtete Kinder aufgenommen hat. Das waren 
richtige und politisch gewollte Entscheidungen. 

Hinzu kommt: Der Großteil der Vorschläge würde 
gar kein Geld einsparen. Stattdessen würden die 
Kosten nur verschoben. Sie müssten von anderen 
staatlichen Ebenen, anderen Strukturen wie Schu-
len und Kitas oder von Familien getragen werden. 
Und sie würden in die Zukunft verschoben, in der 
Folgekosten anfallen. 
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„Die Kommunen sind pleite.“

Die Haushaltslage vieler Kommunen ist ernst. Nach vielen Jahren der Überschüsse rutschten die 
Kommunen 2023 ins Minus, das seitdem erheblich angestiegen ist. 2025 lag das Defizit bei rund 
30 Milliarden Euro. Die Hauptgründe: steigende Preise und Tarife (insbesondere bei Personal, Bauen 
und Energie), steigende Sozialausgaben und stagnierende Einnahmen durch schwache Konjunktur. 
Die kommunalen Ausgaben beliefen sich 2025 auf 423 Milliarden Euro, davon 90 Milliarden Euro für 
Soziales.1

Die vorgeschlagenen Einsparungen in der Kinder- und Jugendhilfe würden das Defizit der Kommu-
nen nicht ansatzweise ausgleichen. Hier müssen andere Lösungen gefunden werden. 

Die Antwort kann nicht sein, bei Förderung, Betreuung und Schutz von Kindern und Jugendlichen zu 
sparen. Ein Kind, das heute keine Unterstützung bekommt, kostet das System morgen mehr: durch 
Heimunterbringung, durch Schulabbruch, durch mentale Belastungen und durch Folgeprobleme im  
Erwachsenenalter. Sparen an der falschen Stelle ist teuer. Die Antwort muss Ursachenbekämpfung 
sein: weniger Armut, bessere Gesundheitsversorgung und mehr Gewaltprävention. Familien und ihre 
Herausforderungen müssen systemisch, frühzeitig und bedarfsgerecht in den Blick genommen wer-
den.

Mehr zu den Kürzungsplänen und was jetzt dagegen getan werden muss:  
www.stoppt-sozialabbau.de

1   Daten: Statistisches Bundesamt 2026 sowie KfW-Kommunalpanel 2025 und Kommunaler Finanzreport 2025 der Bertelsmann Stiftung.

http://www.stoppt-sozialabbau.de
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_114_71137.html

